für den 


Nr. 36 


Bekanntmachungen des Landratsamtes 
und des Kreisausſchuſſes. 


Nr. 1. ee 
Dienſtanweiſung 
für die Schulvorſtände der ländlichen. 
Vollsſchulen. 
9 1. 


Zuſammenſetzung des Schulvorſtandes. 
1. Der Schulvorſtand beſteht: 
1. aus dem Schulrat als Vorſitzenden. Der Schul⸗ 
rat ernennt in der Regel den dienſtälteſten 


Schulleiter der durch den Schulvorſtand vertre⸗ 


tenen Schulen oder ein anderes ihm geeignet 
erſcheinendes Mitglied des Schulvorſtandes zu 
ſeinem Stellvertreter. Die Ernennung erfolgt 
jedesmal zum 1. 4. auf die Dauer eines Jahres 
und verlängert ſich ſtillſchweigend um ein weite⸗ 
res Jahr, wenn keine andere Perſon ernannt 
wird. Der Stellvertreter des Vorſitzenden hat 
in deſſen Abweſenheit volles Stimmrecht. 

2. aus den Gemeindevorſtehern der zur Schule ge⸗ 
hörigen politiſchen Gemeinden. 

3. aus einer durch die Matrikel feſtzuſetzenden 
Zahl von zu wählenden Einwohnern. Die Wahl 
erfolgt durch die Gemeindevertretung möglichſt 
nach dem Verhältniswahlrecht. Die Gewählten 
bedürfen der Beſtätigung des Landrats. Wird 
die Wahl in demſelben Erledigungsfall von dem 
Landrat zum zweiten Mal verworfen, ſo wird 
die erledigte Stelle durch den Landrat beſetzt. 

Es ſollen vornehmlich Einwohner gewählt 

werden, die ſchulpflichtige Kinder in die durch 
den Schulvorſtand vertretene Schule ſchicken oder 
ſchicken werden. Gehört nur eine Gemeinde zur 
Schule, ſo beträgt die Zahl der zu wählenden 
Einwohner mindeſtens 2, höchſtens 4, gehören 
mehrere Gemeinden zur Schule, jo ſoll jede Ge⸗ 
meinde, wenn die Zahl der zur Schule gehören⸗ 
den Haushaltungen mindeſtens 10 beträgt, durch 
1 oder 2 Einwohner im Schulvorſtand vertre⸗ 
ten ſein. Im Streitfalle ſetzt der Senat die 
Zahl der zu wählenden Einwohner feſt. 

4. aus dem zuſtändigen Geiſtlichen. Zuſtändig iſt 
bei Konfeſſionsſchulen der dienſtälteſte Geiſtli⸗ 
che der beteiligten Pfarrämter dieſer Konfeſſion, 
bei Simultanſchulen der dienſtälteſte Geiſtliche 
der beteiligten evangeliſchen und katholiſchen 
Pfarrämter. 

Haus dem dienſtälteſten Schulleiter der von dem 
Schulvorſtand vertretenen Schulen. Wenn dieſer 
bereits auf Grund ſeiner (etwaigen) Eigenſchaft 
als Gemeindevorſteher oder gewählter Einwoh— 
ner (Ziffer 2 und 3) dem Schulvorſtande ange⸗ 
hört, ſo tritt an ſeine Stelle ein anderer vom 
Schulrat zu beſtellender Lehrer der durch den 
Schulvorſtand vertretenen Schulen. 

Werden mehrere Schulen durch den Schul: 
vorſtand vertreten, ſo ſoll außerdem für jede 
Schule ein Lehrer, den der Schulrat zu beſtellen 
höre dem Schulvorſtande ohne Stimmrecht ange— 

ren. 
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reis⸗Blatt 


Kreis Gr. Werder 


Bezugspreis menatlich 1,50 Danziger Gulden. 


Neuteich, den 4. September 


1930 


An Stelle des dienſtälteſten Geiſtlichen zu Ziff. 
4 kann mit Zuſtimmung des Senats, an Stelle 
des dienſtälteſten Lehrers zu Ziff. 5 mit Zuſtim⸗ 
mung oder auf Anordnung des Schulrats ein 
anderer treten. 
II. Bei Feſtſetzung von Schulabgaben im Falle des 
§ 46 Ziff. 1 des Zuſtändigkeitsgeſetzes, bei Ertei⸗ 
en von Prozeßvollmachten und rechtserheblichen 
Erklärungen gegenüber Gerichten haben Stimm⸗ 
recht nur die zu Ziff. 1—4 erwähnten Perſonen. 
III. Die gewählten Mitglieder des Schulvorſtandes ſind 
von dem Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter 
bei Antritt ihres Amtes zur treuen und gewiſſen⸗ 
haften Führung ihres Amtes durch Handſchlag an 
Eidesſtatt zu verpflichten. Sie können vom Senat 
bei Begehen einer ſtrafbaren Handlung oder ſonſti⸗ 
ger grober Pflichtverletzung ihres Amtes enthoben 
werden. 
IV. Die Vorſchrift des 8 89 Abſ. 3 der Landgemeinde⸗ 
ordnung findet entſprechende Anwendung. 


9. 2 

Der Schulvorſtand wählt aus den ſtimmberechtigten 
und nicht ſtimmberechtigten Mitgliedern den Rendanten 
der Schulkaſſe. Der Schulrat bedarf zur Annahme der 
Wahl der Genehmigung des Senats. Die Geſchäfts⸗ 
führung des Schulkaſſenrendanten wird durch eine be⸗ 
ſondere Dienſtanweiſung geregelt. 


SR 

Sind in einer Gemeinde mehrere Schulen vorhanden, 
jo beſchließt die Gemeindevertretung, ob für fie ein 
gemeinſamer Schulvorſtand zu beſtellen iſt. Sind an 
der Unterhaltung dieſer Schulen noch andere Gemein⸗ 
den beteiligt, jo haben auch deren Gemeindevertretun— 
gen darüber zu beſchließen. Faſſen die Gemeindevertre— 
tungen entgegengeſetzte Beſchlüſſe, ſo entſcheidet über die 
Einrichtung eines gemeinſamen oder getrennter Schul⸗ 
vorſtände der Senat. 

Es iſt zuläſſig, daß für Schulen, die in verſchiede⸗ 
nen Gemeinden liegen, durch Beſchluß aller beteilig— 
ten Gemeindevertretungen ein gemeinſamer Schulvor- 
ſtand beſtellt wird. 

Bei Wahl eines gemeinſamen Schulvorſtandes fiir 
mehrere Schulen iſt auf konfeſſionelle Minderheiten 
im Verhältnis ihrer Stärke Rückſicht zu nehmen. 

Die in dieſem Paragraphen erwähnten Beſchlüſſe 
der Gemeindevertretungen bedürfen der Genehmigung 
der Schulaufſichtsbehörde. 


84. 

Die Beſchlüſſe des Schulvorſtandes erfolgen mit Stim⸗ 
menmehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden. Geſetzwidrige Beſchlüſſe des 
Schulvorſtandes ſind von dem Vorſitzenden innerhalb 
2 Wochen zu beanſtanden und dem Landrat zur Ent⸗ 
ſcheidung vorzulegen. s 

Die Sitzungen des Schulvorſtandes ſind nicht öffent⸗ 
lich und ſeine Verhandlungen ſind als vertraulich zu 
betrachten. 

Die Sitzungen des Schulvorſtandes werden durch den 
Vorſitzenden oder in ſeinem Auftrag durch feinen Stell- 
vertreter berufen. Die Berufung muß auf Antrag von 
mindeſtens einem Drittel der ſtimmberechtigten Mit⸗ 
glieder des Schulvorſtandes erfolgen. 

Der Schulvorſtand iſt beſchlußfähig, wenn mehr als 
die Hälfte der ſtimmberechtigten Mitglieder anweſend 
iſt. Iſt oder wird eine Sitzung nicht beſchlußfähig, ſo 
iſt für die in ihr nicht erledigten Punkte der Tagesord⸗ 


W 
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nung eine neue Sitzung ohne Rückſicht auf Die Zahl 
der Erſchienenen beſchlußfähig; hierauf iſt in der Ein⸗ 
ladung zu dieſer Sitzung ausdrücklich hinzuweiſen. 


Die Beſchlüſſe des Schulvorſtandes ſind ſchriftlich 
feſtzulegen und von den anweſenden ME zu 
unterſchreiben. 


8 3. 

Dem Schulvorſtand liegt nach Maßgabe der beſtehen⸗ 
den geſetzlichen Beſtimmungen die Verwaltung der äu⸗ 
ßeren Angelegenheiten der Schule ob. Auch ſoll er für 
e Schulbeſuch der Schulkinder mit Sorge 
ragen 

In inneren Angelegenheiten ſtehen ihm keine Befug⸗ 
niſſe zu, doch kann er Wünſche und Anregungen dieſer 
Art an die Schulaufſichtsbehörde richten. 

Bei Einführung neuer feſtangeſtellter Lehrer und 
bei ſonſtigen Schulfeierlichkeiten iſt er einzuladen. 


§ 6. 

Der Schulvorſtand verwaltet die von den Schulunter⸗ 
haltungspflichtigen durch den Haushaltsplan der Schule 
bewilligten Mittel im Rahmen des Haushaltsplanes 
ſelbſtändig unter Verantwortung gegenüber dem Land⸗ 
rat und der Schulaufſichtsbehörde. Er hat für ord⸗ 
nungsmäßige Unterhaltung des Schulgebäudes und der 
ſonſtigen zur Schule gehörigen Baulichkeiten zu ſorgen, 
auch das Schulgebäude nach den beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten zu verwalten. Ueber den im Haushaltsplan für 
Lehr⸗ und Lernmittel vorgeſehenen Betrag verfügt der 
Schulleiter ſelbſtändig. 

Die Vorſchriften über Aufſtellung des Haushalts⸗ 
planes für die Schule regeln ſich nach der im Anhang 
beigefügten Zuſammenſtellung. 


8 75 
Die beſtehende Geſchäftsanweiſung vom 1. Mai 1858 
wird hiermit aufgehoben. 
Danzig, den 28. Juli 1930. 


Der Senat, 
Abteilung für Wiſſenſchaft, Kunſt, Volksbildung 
und Kirchenweſen. 


Anlage 
zur Dienſtanweiſung der Schulvorſtände⸗ 


Der Haushaltsplan für die ländlichen Volksſchulen 
wird nach folgenden Grundſätzen aufgeſtellt: 


Der Schulvorſtand ſtellt nach vorhergehender Bera⸗ 
tung den Haushaltsplan für das kommende Rechnungs⸗ 
jahr auf und reicht ihn dem Landrat bis zu dem von 
1 feſtgeſetzten Termin in dreifacher Ausfertigung 

Der Landrat ſtellt den Haushaltsplan feſt und 
es ihn an den Schulvorſtand zurück. Der Schul⸗ 
vorſtand überſendet ihn dem Gemeindevorſtand der an 
der an der Unterhaltung der Schulen beteiligten Ge⸗ 
meinden zwecks Bereitſtellung der Mittel. Wenn die 
Gemeinde ſich weigert, die durch den Haushaltsplan der 
Schule angeforderten Mittel in den Haushaltsplan der 
Gemeinde einzuſtellen, jo kann der Landrat die 
Zwangsetatiſierung nach § 141 der Landgemeindeord— 
nung verfügen. Gegen die Verfügung des Landrats 
findet Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim Ver⸗ 
waltungsgericht innerhalb 2 Wochen nach Zuſtellung 
der Verfügung ſtatt. Die Gemeindevertretung iſt nicht 
berechtigt, Aenderungen an den einzelnen Stellen des 
Haushaltsplanes der Schule vorzunehmen. Ihre An⸗ 
träge können ſich nur auf die Geſamtſumme der von 
dem Schulhaushaltsplan geforderten Schulabgaben der 


Gemeinde bezw. der Gemeinden an die Schulkaſſe be⸗ 


ziehen. 

Veröffentlicht unter Bezugnahme auf meine Kreis⸗ 
V vom 2. 12. 1929 (Kreisblatt Nr. 

Soweit die 6⸗jährige Wahlzeit der z. Zt. im Amt 
befindlichen Schulvorſtandsmitglieder abgelaufen iſt, 
ſind die erforderlichen Neuwahlen durch die Gemeinde⸗ 
vertretung nach dem Verhältniswahlrecht nunmehr vor⸗ 
zunehmen. In den Fällen, in denen in einer Gemeinde 
mehrere Schulen vorhanden ſind, haben die Gemeinde⸗ 
vertretungen die nach § 3 der vorſtehenden Dienſt⸗ 
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anweiſung erforderlichen Beſchlilſſe zu faſſen und mir 
in beglaubigter Abſchrift vorzulegen. 
Tiegenhof, den 29. Auguſt 1930. 
Der Landrat. 


Grundwechſelſteueranteile. 
An Grundwechſelſteueranteilen für das Vierteljahr 


Nr; 2. 


April / Juni 1930 ſtehen den Gemeinden die in der nach⸗ 


folgenden Zuſammenſtellung aufgeführten Beträge zu. 
Die Anteile ſind in der aus der Zuſammenſtellung er⸗ 
ſichtlichen Höhe diesſeits einbehalten oder auf Gemein⸗ 
dekonto überwieſen worden. 


Ich erſuche um eee e Verbuchung der Be⸗ 


5 I Auf Kreis IUuf@emeinde- 
a Nanie der Ortfhaft [Gemeideanteilſ ſteuern einbe-] konto übers 
21 halten wieſen. 
1} Barenhof 130/50 130150 | 
2] Bärwalde 1351 — 135 — | 
31 Beiershorft 270 270 — 
4 Blumftein 370 970. | 
5 Brösfe 873006 873,06 | 
6| Braunau 158 2 ABB ) 
7 Eichwalde 2387 25 1466141 920 8⁴ 
8 Einlage 33714 337114 
9] Fürſtenau 36459 364159 
10 | Fürſtenwerder 128/25 12825 
11 Halbſtadt 270.— 270.— | 
12 Herrenhagen 540 — 427 21 112.79 
13 | Horſterbuſch 14850 148/50 
14 | Irrgang 427 50 427 50 
15 Jungfer 997 14 997114 
16 Keitlau 26141 26141 
17 | Krebsfelde 41625 416025 
18 Ladekopp 1125 11'235 
19] Lindenau 33.75 33.75 
20 Lupushorſt 92125 92.25 
21 Marienau 607150 607150 
24 | Neudorf 32/88 32.88 
23 Neulanghorſt 60.75 60 75 
24] Neumünſterberg 710— 710.— 
25 Neuſtädterwald | 34704 34704 
26 Meuteichsdorf 25594 255,94 
27 | Heuteicherwalde 38475 38475 
28 Grlofferfelde 39375 39375 
29 Parſchau 93021 93121 
30 | Petershagen 270, — 270 
31 Piedel 1085 185 
32 | Pordenou 1211079 881052 93027 
33 Reinland 51750 517/50 
34 Schadwalde 225 — 225 = 
35 Schöneberg 75758 757 58 
36 Schönhorſt 495 — 495.— 
37 Schönſee 990 — 990 — 
38 Schönau 1181/29 118129 
39 Simonsdorf 576.23 576 23 
40 Stobbendorf 128.93 128193 
41 | Stuba 285015 285 15 
42] Tiegenhagen 272 25 272.25 
43 Tiegenort 270 270.— 
44 | Trappenfelde 176,80 176/80 
45 Walldorf 831140 552187 278053 
46 | Warnau 270 — 270 — 
47 | Seyer 821 821 
Tiegenhof, den 28. Auguſt 1930. 
Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes 
Nr. 3. — 
Grenzübergangszeiten in Zeyersnieder⸗ 


kampen. 

Die Uebergangszeiten bei der Grenzübergangsſtelle 
Zeyersniederkampen ſind wie folgt feſtgeſetzt worden: 
Vom 1. März bis 30. September von 7—9 Uhr 
von 11,30 12,30 Uhr 
von 18— 20 Uhr 
Vom 1. Oktober bis 28. Februar von 7—9 Uhr 
von 11,30 — 12,30 Uhr 
5 | von 17—19 Uhr. 
An Markttagen (Mittwoch und Sonnabend) im Som⸗ 

mer und Winter bereits von 6,30 bis 9 Uhr. 


Die beteiligten Herren Gemeindevorſteher erſuche ich 
um ortsübliche Bekanntgabe. 
Tiegenhof, den 28. Auguſt 1930. 
Der Landrat 


Kollekte. 
Der Senat hat dem Weſtpreußiſchen Krüppelfür⸗ 
ſorgeverein E. V. Danzig⸗Schidlitz die Genehmigung er⸗ 
teilt, in der Zeit vom 1. September bis 30. November 
1930 eine Hauskollekte bei den Bewohnern der Freien 
Stadt Danzig zum Beſten des Weſtpreußiſchen Krüppel⸗ 
fürſorgevereins E. V., Danzig⸗Schidlitz abzuhalten. 
Die Einſammlung der Kollekte hat durch polizeilich 
legitimierte Erheber zu erfolgen, die darauf hinzuwir⸗ 
ken haben, daß die Eintragungen in die Sammelliſten 
nach Möglichkeit mit Tinte (Tintenſtift) erfolgen. 
Tiegenhof, den 2. September 1930. 
Der Landrat. 


Nr. 4. 


Nr, 5. f 


Auszeichnung für langjährige treugeleiſtete 
Dienſte. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig — Abteilung für 
Soziales — hat die Wirtin Fräulein Wilhelmine Witt 
für eine 30⸗ jährige ununterbrochene Dienſtzeit bei dem 
Käſereibeſitzer Samuel Furrer⸗Barendt, und die Wirtin 
Fräulein Helene Kolm für eine 46⸗jährige ununter⸗ 
brochene Dienſtzeit bei dem Hofbeſitzer Oskar Dyck⸗ 
Neumünſterberg (jetzt wohnhaft in Oliva) mit einem 
Anerkennungsſchreiben nebſt ſilberner Broſche ausge— 
zeichnet. 

Tiegenhof, den 28. Auguſt 1930. 

Der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. 
Nr. 6. i 


— ——̃— 


Beurlaubung von Landjägern. 
Nachſtehend bringe ich die Vertretung der im Monat 
September d. Is. beurlaubten Landjägereibeamten zur 
Kenntnis und erſuche die beteiligten Ortsbehörden um 
ortsübliche Bekanntgabe. 
bis 


einſchl. 


[8 9 


Beurlaubt von Dertreter 


Landjägereiamt Ladekopp für 
die Gemeinde Schönfee, Tand⸗ 
jägereiamt Neukirch für die 
Gemeinde Schöneberg, Land— 
jägereiamt Brunau für die 
Gemeinden Neumünſterberg, 
Bärwalde und Barenhof. 

Scuppolizeifommando Tie⸗ 
genhof für die Gemeinden 


Hauptwachtmeiſt Seffzig⸗[ ı. 9. 
Schöneberg g 


Hauptwachtmeift.Richter= | 14. 9.9. 10. 
Tiegenort . 
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TiegenortAltendorf,Stobben- . 


dorf, Holm, Grenzdorf A u. 
GrenzdorfB, Landjägereiamt 
Bruſtau für die Gemeinden 
Kalteherberae, Rehwalde u. 

Scharpau, 8 
15. 9. 2 Schüthpoltzeikommando Tie⸗ 
f genhof für die Gemeinden: 
Tadekopp, Orloff u. Pietzken— 
dorf, ä 
Schutzpolizeikommando Neu— 
teich für die Gemeinde Bröske, 
Tandjägereiamt Schöneberg 
für die Gemeinde Neunhuben. 


Wachtmeiſter Friedrich» 
Ladekopp 


Landjägermeiſter 


Domurath-⸗Halthof 19. 9.130. 9.] Schutzpolizeikommando Kalte 


hof. 
Tiegenhof, den 28. Auguſt 1930. 
Der Landrat. 


Nr. 7 | 
Perſonalien. 

Der Lehrer Artur Hinrichs in Tralau iſt zum Ge⸗ 
meindevorſteher daſelbſt gewählt und von mir beſtätigt 
worden. 

Tiegenhof, den 28. Auguſt 1930. 

Der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 


Generalverſammlung 
des Schwenteverbandes. 


Freitag, den 19. September 1930, 16 Uhr, 
im Deutſchen Hauſe zu Neuteich. 
Tagesordnung: 


1. Geſchäftsbericht. 

2. Neuwahl des Verbandsvorſtehers. 

3. Wahl des Kaſſierers. 

4. Neufeſtſetzung der Aufwandsentſchädigung für Vor— 
ſteher und Kaſſierer. 5 

5. Beſchluß über die Aufwertung des Darlehns der 
Preußiſchen Boden-Credit⸗A.⸗G. 

6. Feſtſetzung von Beiträgen. 

7. Feſtſetzung einer Einzugsgebühr für die Verbands⸗ 
bevollmächtigten. 

8. Verſchiedenes. 


Die Herren Gemeindevorſteher bitte ich, die Bevoll— 
mächtigten zur Teilnahme an der Generalverſammlung 
aufzufordern, bei Behinderung eines Bevollmächtigten 
hat der Stellvertreter einzutreten. ) 

Marienau, den 1. September 1930. 

Der Verbandsvorſteher. 
Otto Lietz. 


Formularverlag. 
Folgende Formulare ſind am Lager: 
Abteilung G. 


Nr. Einladungen zur Gemeindeſitzung. 

Nr. Beſcheinigung über die Einladung zur Ge⸗ 
meindeſitzung. 

Nr. Beglaubigte Abſchrift des Protokolls einer Ge— 
meindeſitzung. 5 


Feſtſtellungsbeſchluß der Gemeinderechnung. 
Vernehmung eines Hilfsbedürftigen zur Er⸗ 
mittelung des Unterſtützungswohnſitzes. 
Anfrage über die Aufenthaltsverhältniſſe ei⸗ 
nes Hilfsbedürftigen. 

Rechnungen für auswärtige Armenverbände. 
Rechnungen für den Landarmenverband. 
Bekanntmachung über die Art der Jagdver⸗ 
pachtung, über die Auslegung der Pachtbedin⸗ 
gungen, und über die Anberaumung des Ber: 


a. 
b. 


2 
RE SE a a 


pachtungstermins. 

Nr. 8. Jagdpachtbedingungen. 

Nr. 9. Bietungsverhandlungen über Jagdverpachtung. 

Nr. 10. Jagdpachtvertrag. 

Nr. 11. Antrags⸗ und Fragebogen auf Erwerbsloſen— 
unterſtützung. 

Nr. 12. . über Aufwendungen für Erwerbs⸗ 
oſe. 

Nr. 12a. Zahlungsliſte über Erwerbsloſenunterſtützung. 

Nr. 12b. Meldungen der Erwerbsloſen bis zum 22. je⸗ 


den Monats. 


Nr. 13. Antrag auf Kleinrentnerunterſtützung. 
Nr. 14. Nachweiſung über Aufwendung für Kleinrent⸗ 
ner. 
917 5 Zahlungsliſte über Kleinrentner-Unterſtützung. 
1. 15 
Nr. 16. Steuerzettel u. Quittungsbuch über Gemeinde⸗ 


ſteuern. 


28. 


N 


Mahnzettel. 


Oeffentliche Steuermahnung. 

Erſuchen an eine andere Gemeinde um Vor⸗ 
nahme einer Zwangsvollſtreckung. 
Pfändungsbefehl. 

Zuſtellungsurkunde. 

Pfändungsprotokoll. 

Pfändungsprotokoll b. fruchtloſem Pfändungs⸗ 
verſuch. 

Verſteigerungsprotokoll. 

Zahlungsverbot. 

Ueberweiſungsbeſchluß. 

Abſchrift des Zahlungsverbotes und Ueberwei⸗ 
ſungsbeſchluſſes an den Schuldner. 
Benachrichtigung an den Schuldner über den 
Zuſtellungstag des Zahlungsverbotes. 


. 28a. Abſchrift des Zahlungsverbotes an den Gläu⸗ 


or 
. 29a. Abſchrift des vorläufigen Zahlungsverbotes an 


biger. 
Vorläufiges Zahlungsverbot. 


den Schuldner. 
Melderegiſter. 


. Abmeldeſchein. 


Anmeldeſchein. 


32a. Zuzugsmeldung. 

3 2b. Fortzugsmeldung. 

N 3555 Fremdenmeldezettel. 
:. 36a. Aerztl. 


Urliſten für Schöffen oder Geſchworene. 
Behandlungsſchein für Kriegshinter⸗ 
bliebene. 


. 36b. Haha -Behandlungsihein- für Kriegshinterblie⸗ 
ene. 


Abteilung A. 


Antrag auf Ausſtellung eines Waffenſcheines. 


Ehefähigkeitszeugnis. 
Zeugnis zur Erlangung des Armenrechts. 
Amtliche Nachrichten zur Aufnahme eines Gei⸗ 


ſteskranken uſw. in eine Anſtalt. 


Aerztl. Nachrichten über einen Geiſteskranken 
uſw. 

Antrag auf 5 eines Wandergewerbe⸗ 
ſcheines. 


10² 


Nr. 1. 
Nr. 2. 


Nr. * 
Die 


1 1 


Perſonalbogen für den Antragsteller des Wan⸗ 


f dergewerbeſcheines. 


Perſonalbogen für die Begleitperſon. 
Behördl. Beſcheinigung über den Antragſteller. 


. Kataſterblatt für die e . 
. Führungsatteſt. 


Strafverfügung. 

Verantwortliche Vernehmung. 

Genehmigung zur Veranſtaltung einer Tanz⸗ 
luſtbarkeit. 

Vorladung zur Vernehmung. 
Urſprungszeugnis zur Einfuhr von Pferden 
nach Deutſchland. 


8 ne Urſprungszeugnis (für Märkte). 
918 
18a. Unfallanzeigen. 

Nr. 19. 
20. 
3 315 Todesbeſcheinigung. 


Strafaktenbogen. 
Paßverlängerungsſchein. 


Unfallunterſuchungs⸗ Verhandlungen. 
Bauerlaubnis. 


Beerdigungsſchein. 
Für Schiedsmänner: 
Vorladung für den Kläger. 


Vorladung für den Verklagten. 
Atteſt. 


Herren Amts⸗ und Gemeindevorſteher werden 


gebeten, bei Beſtellung ſtets die Abteilung und Nummer 
anzugeben. 


R. Pech & W. Richert, Reuteich. 
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(kl. Form.) empfiehlt 
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